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Vorwort

Die Wirtschaftspolitik ist in Bezug auf Zielsetzungen und institutionelle Rahmenbedingungen einem ständigen Wandel unterworfen. Demzufolge haben sich auch seit der Veröffentlichung unseres Lehrbuches „Makroökonomie – Wachstum, Beschäftigung, Außenwirtschaft“ im Jahr 2010 viele wirtschaftspolitische Fragestellungen verändert. Wir haben daher die wirtschaftspolitischen Teile dieses Buches aktualisiert und zu einem selbständigen Band der Lehrbuchreihe erweitert. Die wirtschaftspolitischen Überlegungen basieren aber weiterhin auf den mikro- und makroökonomischen Grundlagen, die in unseren bereits veröffentlichten Lehrbüchern zur Volkswirtschaftslehre erläutert werden. Diese Darstellung möchten wir jetzt um einen facettenreichen und aktuellen Überblick zur Wirtschaftspolitik erweitern. Angesichts der komplexen Wechselwirkungen zwischen einer Vielzahl von Akteuren in unterschiedlichen Handlungsfeldern – visuell veranschaulicht durch die Grafik auf dem Deckblatt des Buches – kann ein solcher Überblick nie vollständig sein und nicht alle derzeit und in der Zukunft relevanten Themenfelder erfassen. Künftig wird sich die Gewichtung der Handlungsfelder weiter verschieben – möglicherweise in Richtung von Fragestellungen, die sich aus langfristigen Trends wie Globalisierung, demografischer Wandel, Digitalisierung und Nachhaltigkeit ergeben werden.

In die Formulierung des jetzt vorliegenden Textes gingen viele Ideen aus Gesprächen mit Studierenden und Kolleg(inn)en ein. Zudem haben uns die wissenschaftlichen Mitarbeiter(innen) des Fachbereichs Wirtschaft der Westfälischen Hochschule am Standort Gelsenkirchen − vor allem Frau Koslowski bei der Überarbeitung der Grafiken − sowie die Mitarbeiter des Verlags tatkräftig unterstützt. Dafür möchten wir uns bei allen herzlich bedanken.

Gelsenkirchen, Januar 2019

Ricarda Kampmann, Johann Walter
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1 Einführung: Grundlagen einer rationalen Wirtschaftspolitik


In diesem Kapitel erfahren Sie,


	
− 
dass unter Wirtschaftspolitik alle Maßnahmen zu verstehen sind, mit denen staatliche oder nicht-staatliche Akteure Einfluss auf den Ablauf des Wirtschaftsgeschehens nehmen,

	
− 
dass die Theorie der Wirtschaftspolitik reflektiert, welche Ziele wirtschaftspolitische Akteure verfolgen und welche Instrumente eingesetzt werden können, um diese Ziele zu erreichen,

	
− 
dass die ökonomische Theorie der Politik auch erklärt, wie wirtschaftspolitische Entscheidungen zustande kommen, also auch die Motive der Akteure untersucht,

	
− 
welche Handlungsfelder der Wirtschaftspolitik und Wechselwirkungen zwischen diesen Bereichen es gibt. Sie unterscheiden zwischen ordnungs- und prozesspolitischen Instrumenten der Wirtschaftspolitik,

	
− 
dass wirtschaftspolitische Eingriffe in der Marktwirtschaft gerechtfertigt sind, wenn Marktversagen vorliegt und staatliches Handeln dazu beitragen kann, wirtschaftspolitische Ziele zu erreichen,

	
− 
dass rationale Wirtschaftspolitik ein umfassendes Zielsystem verwirklichen will und lernen die Phasen rationaler wirtschaftspolitischer Entscheidungsprozesse kennen,

	
− 
dass häufig Gruppeninteressen geltend gemacht werden, die in Widerspruch zu gesellschaftlichen Interessen stehen können. Soweit sich Gruppeninteressen im politischen Entscheidungsprozess durchsetzen können, stößt rationale Wirtschaftspolitik an Grenzen.




1.1 Gegenstand, Akteure und Ziele der Wirtschaftspolitik

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen und Abläufe können in vielfältiger Weise politisch beeinflusst werden. Im weitesten Sinne umfasst Wirtschaftspolitik alle Maßnahmen, mit denen staatliche oder nicht-staatliche Akteure das Wirtschaftsgeschehen in der Volkswirtschaft oder einzelnen Regionen, Sektoren oder Gruppen (z. B. Handwerk, Mittelstand, Existenzgründer) beeinflussen.

Im Bereich der Ordnungspolitik geht es dabei um die Gestaltung der „Spielregeln“ bzw. Rahmenbedingungen des Wirtschaftens. Dazu gehören unter anderem die rechtliche und institutionelle Ordnung der Eigentumsverhältnisse, des Wettbewerbs, des Geldwesens, der Währung und der Besteuerung, aber auch Regeln für die außenwirtschaftlichen Beziehungen, den Arbeitsmarkt und den Sozial- und Umweltbereich. Die Gestaltung der Rahmenbedingungen umfasst auch die Gestaltung der Informations-, Entscheidungs-, Kontroll- und Sanktionsbefugnisse (Kompetenzverteilung), und die Abgrenzung der staatlichen Kompetenzen gegenüber privaten Akteuren.

Wesentliche ordnungspolitische Grundentscheidungen sind in Deutschland z. B. das Sozialstaatsgebot und der föderale Staatsaufbau (Art. 20,1 und Art. 28,1 GG), der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen (Art. 20a GG), die Einbindung in die Europäische Union (Art. 23 GG), die Übertragung der geldpolitischen Kompetenzen an die unabhängige europäische Zentralbank (EZB) sowie die Tarifautonomie (Art. 9 GG), seit dem Jahr 2015 lediglich eingeschränkt durch den allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn.

Eine weitere wesentliche ordnungspolitische Grundentscheidung ist die dezentrale Entscheidungskompetenz der Unternehmen und Verbraucher, deren Entscheidungen über Märkte und Preise unter Wettbewerbsbedingungen koordiniert werden. Insofern kommt der Wettbewerbspolitik eine grundlegende Bedeutung zu, da Marktsteuerung im Wesentlichen nur unter Wettbewerbsbedingungen gute Marktergebnisse herbeiführt. Wettbewerbspolitik ist zum einen Marktöffnungspolitik, d. h. sie umfasst Maßnahmen zum Abbau staatlicher Regulierung in Bereichen, die bisher vom Wettbewerb ausgenommen sind. Zum anderen richtet sich Wettbewerbsschutzpolitik gegen Wettbewerbsbeschränkungen durch Unternehmen in Form von Kartellen und Fusionen sowie gegen den Missbrauch marktbeherrschender Stellungen (vgl. Band Mikroökonomie, Kap. 3).

Prozesspolitische Maßnahmen beinhalten Eingriffe in den Wirtschaftsablauf und werden innerhalb des Ordnungsrahmens vorgenommen. Sie verändern den Planungsrahmen für private Wirtschaftssubjekte; in manchen Fällen tritt der Staat auch selbst als Anbieter oder Nachfrager auf verschiedenen Märkten auf. Prozesspolitik liegt z. B. vor, wenn die Zentralbank im Rahmen ihrer Kompetenzen die Leitzinsen ändert (Geldpolitik) oder der Staat die laufenden Einnahmen und Ausgaben gestaltet (Fiskalpolitik), etwa mit dem Ziel, die Entwicklung von Wachstum, Beschäftigung und Preisniveau zu verstetigen (Stabilisierungspolitik). Oft können sowohl ordnungs- als auch prozesspolitische Instrumente zur Zielerreichung eingesetzt werden. Ziele der Wirtschaftspolitik werden nach kurz- und langfristigen Zielen unterschieden und es bestehen Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Zielen und unterschiedlichen Handlungsfeldern der Wirtschaftspolitik. Beispielsweise kann die Finanzpolitik kurzfristig zur Stabilisierung der Wirtschaftsentwicklung eingesetzt werden, sie trägt aber langfristig auch zum Wachstum bei. Gleiches kann für die Geldpolitik gelten. Zwischen den verschiedenen Handlungsfeldern bestehen gleichzeitig Wechselwirkungen. Zum Beispiel können sowohl Stabilität als auch Wachstum finanz- und geldpolitisch beeinflusst werden. Dabei können aber auch Konflikte zwischen Zielen und Handlungsfeldern auftreten, die im Folgenden z. T. erörtert werden.

Wichtige Bereiche der Wirtschaftspolitik sind in der folgenden Übersicht genannt – die Aufzählung lehnt sich an den Aufbau dieser Einführung in die Wirtschaftspolitik an (vgl. Tab. 1.1).

Tab. 1.1: Bereiche und Ebenen der Wirtschaftspolitik.




	Bereich der Wirtschaftspolitik
	Ordnungspolitische Vorgabe (Beispiel)
	Prozesspolitischer Eingriff (Beispiel)



	Finanzpolitik
	Finanzverfassung (z. B. föderalistisch)
	Staatsausgaben, Besteuerung


	Geldpolitik
	Geldordnung (z. B. Befugnisse der Zentralbank)
	Geldschöpfung, Leitzinsvariation


	Stabilisierungspolitik
	Vorgaben des StabG, Tarifautonomie
	Konjunkturprogramm


	Umweltpolitik
	Internationale Klimaschutzabkommen
	Ökosteuer, Emissionsrechtehandel


	Wachstumspolitik
	Leistungsfördernde Eigentumsordnung
	Technologieförderung


	Strukturpolitik
	Wettbewerbspolitik, Öffnung regulierter Märkte
	Spezifische Subventionen


	Verteilungspolitik
	Eigentumsordnung
	Sozialtransfers


	Außenwirtschaftspolitik
	WTO-Regeln (z. B. GATT)
	Spezifische Importzölle
 

	Europäische Union
	EU-Binnenmarkt, Europäische Währungsunion
	Technische Detailharmonisierung
 



Quelle: eigene Darstellung.

Wirtschaftspolitik wird von vielen Akteuren mit unterschiedlichen, nicht immer widerspruchfreien Zielen beeinflusst. Im „politischen Kräftefeld“ wollen verschiedene Akteure die wirtschaftspolitischen Entscheidungen jeweils in spezielle Richtungen beeinflussen.

Im Prinzip betreiben alle Akteure, die Einfluss auf das Wirtschaftsgeschehen nehmen, Wirtschaftspolitik. Von zentraler Bedeutung ist das Agieren der hoheitlichen Entscheidungsträger der (nationalen) staatlichen Wirtschaftspolitik. Dazu gehören vor allem


	
− 
die Parlamente der Gebietskörperschaften (in Deutschland: Bund, Länder und Gemeinden), welche Gesetze und Verordnungen beschließen können (Legislative),

	
− 
als Exekutive die Bundes- und Landesregierung(en) sowie die kommunalen Verwaltungen (Umsetzung der Gesetze und Verordnungen) sowie

	
− 
als Jurisdiktion die Gerichte (z. B. Bundesverfassungsgericht, Bundesgerichtshof, Arbeitsgerichte).



Weitere öffentliche Entscheidungsträger sind (im Regelfall weisungsgebundene) Behörden – in Deutschland z. B. das Bundeskartellamt und die Bundesanstalt für Arbeit. Diese Behörden üben ihre Aufgaben innerhalb ihres gesetzlichen Auftrags im Rahmen ihrer Kompetenzen aus und unterliegen einer Kontrolle durch die zuständigen Minister. In Deutschland sind auch die Industrie- und Handelskammern und die Handwerkskammern mit hoheitlichen Aufgaben betraut, z. B. im Rahmen der Berufsausbildung. Die Erfüllung dieser Aufgaben wird durch Zwangsmitgliedschaft und Zwangsbeiträge der jeweils zugehörigen Gewerbetreibenden bzw. Handwerker gesichert.

Wichtig sind ferner die im Rahmen der Tarifautonomie autonom agierenden Tarifparteien – Gewerkschaften und Unternehmensverbände. Auch andere Wirtschaftsverbände haben Einfluss. Bei vielen Gesetzgebungsvorhaben werden inhaltlich betroffene Verbände „gehört“ oder in anderer Weise an der Entscheidung beteiligt. Dabei sind auch Spitzenverbände von Bedeutung, z. B. der Bundesverband der deutschen Industrie (BDI).

Einfluss auf wirtschaftspolitische Entscheidungen haben auch wissenschaftliche Beratungsinstitutionen. Diese beraten die staatlichen wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger aus „neutraler“ Perspektive. Sie interpretieren bzw. operationalisieren wirtschaftspolitische Ziele, zeigen Zielkonflikte auf und beschreiben Handlungsspielräume und Mittel, mit denen bestimmte Ziele erreicht werden können. Zu diesen Institutionen gehört in Deutschland z. B. der auf gesetzlicher Grundlage agierende Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR). Dem gesetzlichen Auftrag zufolge soll er Fehlentwicklungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder deren Beseitigung aufzeigen. Er sollte dabei auch versuchen abzuschätzen, welche an sich wünschenswerten Maßnahmen „machbar“, d. h. im politischen Prozess durchsetzbar sind, und welche am Widerstand von Interessengruppen scheitern könnten. Dies führt zu einer – auf Erfahrungswissen und auf wissenschaftlichen Erkenntnissen basierenden – Kunstlehre der Wirtschaftspolitik.

Nationale Wirtschaftspolitik ist eingebettet in grenzüberschreitende Regelungen und Entscheidungsprozesse. Wichtige Träger supranationaler Wirtschaftspolitik sind die Organe der Europäischen Union (EU), z. B. Ministerrat, Kommission, Parlament, Zentralbank und Europäischer Gerichtshof. Wichtige Institutionen der globalen Wirtschaftspolitik sind die Welthandelsorganisation (WTO), welche die weltweiten Handelsregeln überwacht und fortentwickelt, und der Internationale Währungsfonds (IWF), der Ländern mit Zahlungsbilanzproblemen wirtschaftspolitische Beratung und gegebenenfalls finanzielle Hilfe gewährt.


1.2 Begründung der Wirtschaftspolitik in der Marktwirtschaft

In die Theorie der Wirtschaftspolitik und in die wissenschaftliche Politikberatung fließen Wertungen ein. Die meisten Ökonomen gehen von einer Überlegenheit marktlicher Koordination aus. Die Abstimmung dezentraler Planungen der Wirtschaftssubjekte über Märkte und Preise innerhalb eines staatlich abgesicherten rechtlich-institutionellen Rahmens führt dieser Auffassung nach im Regelfall zu besseren Ergebnissen als staatliche Eingriffe. Ein rechtlich-institutioneller Rahmen ist „geeignet“, wenn er die Freiheit der Wirtschaftssubjekte, flexibel auf Marktsignale reagieren zu können, sicherstellt bzw. nicht beeinträchtigt, wenn z. B. die Gewerbe- und Vertragsfreiheit garantiert und ein funktionierendes Geld- und Finanzsystem gesichert sind.

In der Marktwirtschaft bedürfen – diesem normativen Grundverständnis zufolge – wirtschaftspolitische Maßnahmen, die über grundlegende Rahmensetzungen hinausgehen, einer gesonderten Rechtfertigung; Diese kann vorliegen, wenn die Ergebnisse der Marktsteuerung in bestimmten Bereichen unbefriedigend sind, insofern also Marktversagen auftritt. Koordinationsmängel beruhen allerdings nicht zwangsläufig auf Schwächen des Marktes, sondern können auch auf den gewählten Regulierungsrahmen zurückgehen. Ein „Anfangsverdacht“ in Richtung Marktversagen liegt jedoch vor


	
− 
bei Wettbewerbsbeschränkungen: Im Vergleich zu einem Zustand mit funktionierendem Wettbewerb werden dann vermutlich weniger Güter zu höheren Preisen bzw. geringerer Qualität angeboten,

	
− 
bei Existenz externer Effekte: Auf Märkten werden z. B. zu viele Güter angeboten, von denen negative externe Effekte (z. B. Umweltbelastungen) ausgehen und zu wenige Güter, von denen positive externe Effekte ausgehen.



Reine Marktsteuerung führt vermutlich auch zu einer Unterversorgung mit verschiedenen Arten von öffentlichen Gütern (vgl. Band Mikroökonomie, S. 162 ff). Beispielsweise wird in vielen Ländern ein öffentliches Bildungsangebot als meritorisches Gut bereitgestellt, weil das über Märkte privatwirtschaftlich bereitgestellte Angebot für zu gering gehalten wird.

In einer marktwirtschaftlichen Ordnung ist also regelmäßig zu fragen, inwieweit staatliche Aktivitäten erforderlich sind. Erst wenn das bejaht wird, ist gegebenenfalls die Art der staatlichen Maßnahmen zu diskutieren. Dabei ist zu bedenken, dass nicht nur Marktversagen bestehen kann. Auch staatliche Fehlleistungen sind denkbar (Politikversagen). Die Nachteile von Markt- und Politikversagen sind daher gegeneinander abzuwägen.


1.3 Phasen rationaler wirtschaftspolitischer Entscheidungsfindung

Die Theorie der Wirtschaftspolitik zielt darauf, auf Basis theoretisch abgeleiteter Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge Handlungsmöglichkeiten zur Erreichung gewünschter Ziele aufzuzeigen. Die wissenschaftliche Politikberatung soll – auf Basis theoretischer Erkenntnisse – wirtschaftspolitische Entscheidungsträger in Bezug auf eine rationale Wirtschaftspolitik beratend unterstützen.

Eine rationale Wirtschaftspolitik ist planmäßig auf die Verwirklichung eines umfassenden, wohldurchdachten, ausgewogenen und widerspruchsfreien Zielsystems gerichtet (vgl. Giersch 1961), in dem neben kurzfristigen auch langfristige Ziele eine Rolle spielen. Es handelt sich also nicht um eine Politik „auf Kosten künftiger Generationen“. Eine rationale Wirtschaftspolitik will optimale Ziel-Mittelkombinationen bestimmen und durchsetzen, strebt also in Bezug auf die gegebenen Ziele den höchsten Erfolgsgrad an, der unter gegebenen Umständen möglich ist. Rationale Wirtschaftspolitik weicht systematisch von einer Politik ab, welche primär einzelnen (Gruppen-)Interessen verpflichtet ist.

Abb. 1.1: Prozess der Gestaltung einer rationalen Wirtschaftspolitik (Quelle: eigene Darstellung).

Ein rationaler, d. h. ziel- bzw. erfolgsorientierter Entscheidungsprozess lässt sich dabei als Abfolge der folgenden Stufen beschreiben:


	
− 
Entwicklung eines Zielsystems,

	
− 
Diagnose und Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung, gegebenenfalls Feststellen eines wirtschaftspolitischen Handlungsbedarfs,

	
− 
Formulierung, Beurteilung, Durchführung und Kontrolle wirtschaftspolitischer Maßnahmenprogramme,

	
− 
Gegebenenfalls Korrektur der zuvor getroffenen Festlegungen.



Diese in Abbildung 1.1 nach Art eines Controlling-Kreislaufes verknüpften Stufen bzw. Phasen werden im Folgenden dargestellt.

Rationale Wirtschaftspolitik erfordert in einem ersten Schritt die Einigung auf ein Zielsystem. Zielsysteme werden häufig aus allgemein akzeptierten Oberzielen wie Freiheit, Gerechtigkeit, Sicherheit, Fortschritt, Wohlstand hergeleitet, wobei die konkrete Interpretation dieser Ziele im Rahmen eines gesellschaftlichen Prozesses erfolgt.

In Deutschland ist eine Reihe von Zielen grundgesetzlich fixiert (z. B. das Sozialstaatsprinzip und der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen); weitere Ziele werden in einfachen Gesetzen verankert, z. B. im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz (StabG) das so genannte „magische Viereck“. Danach haben Bund und Länder bei ihren wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten und die Maßnahmen so zu treffen, dass sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand, zu stetigem und angemessenem Wirtschaftswachstum sowie zu außenwirtschaftlichem Gleichgewicht beitragen. Ein Zielsystem kann auch mit Blick auf Nachhaltigkeitsaspekte formuliert werden (vgl. Tab. 1.2). Dabei werden die ökonomische, die ökologische und die soziale Dimension der Nachhaltigkeit unterschieden.

Es versteht sich von selbst,


	
− 
dass es eine Vielzahl von Zielen gibt, die nicht immer widerspruchsfrei sind, also im Konflikt zueinander stehen können,

	
− 
dass verschiedene Wirtschaftssubjekte verschiedene Ziele verfolgen und Ziele unterschiedlich gewichten,

	
− 
dass die Bedeutung der Ziele sich im Zeitablauf ändern kann. Vor allem stark verletzte Ziele gewinnen meist an Interesse und werden von den Medien breit diskutiert, sodass wirtschaftspolitische Maßnahmen verlangt werden.



Im Einzelnen ist dabei allerdings zu fragen, wer nach welchen Verfahren konkrete Zielformulierungen festlegt, welche Konflikte zu anderen Zielen (z. B. Wachstum, Beschäftigung) auftreten und – generell − welche Ziele bei Zielkonflikten vorrangig verfolgt werden sollen.

Tab. 1.2: Oberziele und ausgewählte Ziele einer nachhaltigkeitsorientierten Wirtschaftspolitik.

[image: ]

Quelle: eigene Darstellung.

In einem zweiten Schritt ist zu beurteilen, inwieweit die festgelegten Ziele realisiert sind (Diagnose). In einer Status-Quo-Prognose kann untersucht werden, welche künftige (Entwicklung ohne wirtschaftspolitische Eingriffe zu erwarten ist. Wenn erwartet wird, dass wirtschaftspolitische Probleme sich schnell genug von selbst erledigen, sind keine wirtschaftspolitischen Maßnahmen erforderlich. Saisonbedingte Arbeitslosigkeit geht z. B. mit Beendigung der ungünstigen Saison „automatisch“ zurück. Um den Handlungsbedarf richtig abschätzen zu können, ist somit die Lageanalyse durch eine – auf theoretischen Erkenntnissen basierende – Ursachenanalyse zu ergänzen, die klärt, warum es zur Zielverfehlung gekommen ist und inwieweit wirtschaftspolitische Eingriffe nötig bzw. Erfolg versprechend sind. In Deutschland analysiert unter anderem der erwähnte Sachverständigenrat die Wirtschaftsentwicklung. Solche Analysen werden allerdings durch Probleme der Datenbeschaffung und -interpretation erschwert. Fehlende, veraltete oder schwer interpretierbare Daten sowie Theoriedefizite bei der Ursachenanalyse können zu Fehleinschätzungen führen.

Bei Zielkonflikten stellt sich die Frage, welche Ziele vorrangig realisiert werden sollen. Oft wird Handlungsbedarf primär bei dem am stärksten verfehlten Ziel gesehen. Dazu muss die Wirtschaftspolitik allerdings das Ausmaß der Zielverfehlung eindeutig feststellen können. So muss z. B. klar sein, welche Preissteigerung noch mit Preisniveaustabilität vereinbar ist und welche Arbeitslosigkeit mit einem hohem Beschäftigungsstand. Ein Nachteil dieses Vorgehens ist auch, dass die Wirtschaftspolitik bei wechselnden Zielverfehlungen unstetig wird.

Lässt sich ein wirtschaftspolitischer Handlungsbedarf erkennen, ist drittens zu klären, welche Instrumente zur Zielerreichung eingesetzt werden sollten. Instrumente sind daraufhin zu prüfen, ob sie zielkonform sind, d. h. zur Zielerreichung beitragen können. Instrumente mit unsicheren Erfolgsaussichten sollten nicht zum Einsatz kommen. In Bezug auf die Inflationsbekämpfung erscheint z. B. ein verordneter Preis- und Lohnstopp, der die Inflation „zurückstaut“ aber Inflationsursachen nicht beseitigt, nicht als zielführend. Wichtig ist auch die Frage, in welcher Zeitspanne mit einer Wirkung zu rechnen ist. Schafft z. B. der Staat neue Stellen in der Verwaltung, so stellt sich ein Arbeitsmarkteffekt schneller ein als etwa bei der finanziellen Förderung von Ausbildung und Umschulung. Darüber hinaus sollten wirtschaftspolitische Instrumente ursachengerecht sein, d. h. geeignet, die Ursachen der Fehlentwicklung zu beseitigen. Dies setzt allerdings theoretisches Wissen über die Ursachen wirtschaftspolitischer Probleme wie z. B. Arbeitslosigkeit und Inflation voraus.

In einer marktwirtschaftlichen Ordnung sind primär Instrumente einzusetzen, welche die marktliche Steuerung möglichst wenig beeinträchtigen (Ordnungs- bzw. Marktkonformität). Maßnahmen, die „nur“ neue Rahmendaten für marktbestimmte Prozesse setzen, sind Instrumenten vorzuziehen, welche die marktliche Steuerung beeinträchtigen. Im Rahmen der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit verbessert z. B. die Förderung von Ausbildung und Umschulung die marktliche Steuerung auf dem Arbeitsmarkt.

In jedem Fall sind auch mögliche Nebenwirkungen zu prüfen und gewünschte gegen unerwünschte Folgen abzuwägen. Steuersenkungen für Unternehmen reduzieren z. B. die Staatseinnahmen, sodass öffentliche Leistungen, etwa im Bereich der Infrastruktur schwerer finanziert werden können. Staatliche Genehmigungs- und Überwachungsprozeduren erfüllen häufig Schutzfunktionen, beispielsweise für die Umwelt, belasten aber auch Unternehmen durch komplizierte Verwaltungsverfahren. Maßnahmen zur sozialen Sicherung tragen zur Existenzsicherung und zum sozialen Frieden bei, haben aber möglicherweise negative Wirkungen, wenn die Leistungsanreize sinken.

Bei gleichzeitigem Einsatz mehrerer Instrumente ist auch deren Zusammenwirken zu prüfen. So entfallen z. B. emissionsmindernde Wirkungen einer Umwelt-Steuer, wenn gleichzeitig eingeführte Grenzwerte die Senkung von Emissionen ohnehin vorschreiben.

Die Analyse aller Wirkungen, Neben- und Folgewirkungen (Wirkungsanalyse) ist meist schwierig. Häufig werden in der wirtschaftspolitischen Beratung nur kurzfristige und leicht quantifizierbare Wirkungen der erwogenen Maßnahmen abgeschätzt, nicht aber „weiche“ (z. B. psychologische) Effekte. Steuersenkungen haben z. B. neben gut abschätzbaren Einnahmeausfällen für die öffentlichen Haushalte auch positive – aber schwer quantifizierbare – Effekte auf das Investitions- und Konsumverhalten. Wirkungsanalysen basieren zudem auf Vergangenheitserfahrungen, die sich nicht immer auf die Zukunft übertragen lassen.

Häufig ist auch unklar, in welcher Dosierung Instrumente einzusetzen sind. Überdosierung kann zu unerwünschten Reaktionen führen. Wird z. B. die Mehrwertsteuer erhöht, kann die Schattenwirtschaft zunehmen. Bei Unterdosierung wird dagegen der erwünschte Effekt nicht erreicht. Eine geringe Tabaksteuer führt z. B. nicht sicher zu einer gesundheitspolitisch gewünschten Reduktion des Tabakkonsums. Fehldosierungen drohen auch bei Daten- oder Informationsänderungen. Bei neuen Erkenntnissen zu Umweltproblemen kann sich z. B. ein Umwelt-Steuertarif nachträglich als falsch erweisen.

Erst wenn hinreichende Informationen und Wirkungsanalysen vorliegen, können wirtschaftspolitische Instrumente und Maßnahmen sinnvoll zusammengestellt werden. Erst dann sollte der Einsatz der Instrumente – quantitativ, zeitlich und in Bezug auf die Zusammenarbeit verschiedener Träger der Wirtschaftspolitik – geplant werden. Die Programmformulierung erfordert allerdings Zeit. In dieser Phase treffen häufig unterschiedliche Interessen der verschiedenen Akteure der Wirtschaftspolitik aufeinander und erschweren zielführende wirtschaftspolitische Strategien bzw. eine problemgerechte Maßnahmenplanung.

Bei der Durchführung wirtschaftspolitischer Maßnahmen (vierter Schritt) können Umsetzungs- bzw. Vollzugsprobleme auftreten. Zum einen erschweren praktisch-technische Verwaltungs- und Bürokratieprobleme die Realisierung wirtschaftspolitischer Programme. Häufig fehlen Verwaltungskapazitäten. Änderungen des Steuerrechts werden z. B. nur langsam umgesetzt, wenn das Personal in den Finanzämtern knapp bzw. noch nicht entsprechend geschult ist. Bei manchen Gesetzen verzögert sich die Formulierung erforderlicher Durchführungsverordnungen. Solche Probleme sind gravierender, je komplexer die betreffenden Verfahrensabläufe sind. Generell gilt: wenn wirtschaftspolitische Entscheidungsprozesse viel Zeit erfordern, kann sich der Vollzug wirtschaftspolitischer Maßnahmen, d. h. die Umsetzung von Entscheidungen verzögern. Aufgrund dieser Verzögerungen (time lags) kann der günstigste Zeitpunkt für die Umsetzung wirtschaftspolitischer Maßnahmen verpasst werden.

Dazu ein Beispiel: Ein exogener Schock (z. B. ein deutlicher Anstieg des Rohölpreises) schlägt sich erst mit gewisser Verzögerung in den Preis-, Handels- und Beschäftigungsstatistiken nieder (Erkennungsverzögerung). Danach dauert es eine Weile, bis gegebenenfalls ein politischer Handlungsbedarf diagnostiziert wird (Diagnoselag). Auch die Planung konjunkturstützender Maßnahmen und entsprechende politische Entscheidungen (z. B. im Bundestag bzw. Bundesrat) erfordern Zeit (Planungs- und Entscheidungslag). Ist ein Konjunkturprogramm beschlossen, muss es – zumeist durch nachgeordnete Behörden – umgesetzt werden. Hier entsteht ein Umsetzungslag, z. B. bei der Ausschreibung zusätzlicher öffentlicher Aufträge. Schließlich dauert es, bis die Wirkung des Konjunkturprogramms einsetzt, bis z. B. die öffentlichen Aufträge beschäftigungswirksam werden.

Bei wirtschaftspolitischen Fördermaßnahmen wird die Umsetzung ferner oft durch unerwünschte Ankündigungseffekte bzw. Mitnahmeeffekte erschwert. Werden z. B. Maßnahmen zur Investitionsförderung angekündigt, so werden unter Umständen Investitionen zunächst solange zurückgestellt, bis die Fördergelder tatsächlich fließen. Denkbar ist auch, dass förderungswürdige Aktivitäten auch ohne Förderung durchgeführt worden wären. Dann wird die Förderung „mitgenommen“, ohne zusätzliche Forschungen zu initiieren.

Eine rationale Wirtschaftspolitik muss daher in einem fünften Schritt den Erfolg wirtschaftspolitischer Maßnahmen überprüfen, auch wenn es schwerfällt, eingetretene Wirkungen eindeutig dem Instrumenteneinsatz zuzuordnen. Ein Effekt muss nicht durch eine bestimmte Maßnahme ausgelöst worden sein, nur weil er anschließend eingetreten ist. Oft ist unklar, inwieweit ein Ergebnis wegen, trotz oder unabhängig von den durchgeführten Maßnahmen zustande kam.

Insofern ist die Erfolgsmessung schwierig: Zum einen lassen sich entsprechende Indikatoren nicht immer richtig deuten; beispielsweise ist fraglich ob man die Arbeitsmarktsituation besser an der Erwerbslosenquote der ILO, an der Arbeitslosenquote der BA oder an der Beschäftigung messen sollte. Zum anderen ist die Erfolgsdefinition gestaltbar. Ob etwa ein Rückgang der Arbeitslosigkeit um 0,5 Mio. als Erfolg zu werten ist, hängt von der Ausgangslage, vom wirtschaftlichen Umfeld (z. B. „Weltkonjunktur“) und auch von der gewählten Zielformulierung ab. Das Ziel kann sich z. B. auf unterschiedliche Zeiträume, auf Veränderungen oder auf zu unterschreitende Niveaus der Arbeitslosigkeit beziehen. Nur bei hinreichend klarer Zielformulierung kann eine sinnvolle Abweichungsanalyse durchgeführt, d. h. die Abweichung zwischen Ist- und Soll-Zustand überprüft werden.

Wichtig ist auch, wer für die Kontrolle der Wirtschaftspolitik zuständig ist. Häufig verfügen nur die Entscheidungsträger über die relevanten Informationen. Externe Kontrollen durch Wähler, Opposition, Rechnungshof und unabhängige Experten (Forschungsinstitute, Sachverständigenrat usw.) sind zwar neutraler, erfolgen dann aber auf einer schmaleren Informationsbasis. Eine gründliche Eigenkontrolle durch die Träger der Wirtschaftspolitik ist daher unverzichtbar.

Die Kontrolle ist einerseits der Abschluss wirtschaftspolitischer Entscheidungsprozesse, andererseits aber auch Ausgangspunkt neuer Entscheidungen. Wurden z. B. die angestrebten Ziele nicht erreicht, ist eine erneute Lage- und Ursachenanalyse vorzunehmen. Gegebenenfalls sind neue bzw. andere Handlungsprogramme zu entwickeln und umzusetzen. Es ist auch zu prüfen, ob die angestrebten Ziele zu ehrgeizig formuliert waren und revidiert werden sollten. Systematische Erfolgskontrollen erweitern den Fundus der wirtschaftspolitischen Erfahrung. Mit der Zeit wächst die Erkenntnis, welche Maßnahmen der Wirtschaftspolitik eher zu einem Erfolg führen und welche weniger.

Die Darstellung wirtschaftspolitischer Entscheidungsprozesse vermittelt zusammenfassend den Eindruck, dass staatliche Wirtschaftspolitik auf der Basis ausreichender Informationen über die Ausgangssituation und über die Ursachen von Zielverletzungen zwar möglich ist, in der Praxis aber an Grenzen stoßen kann. Probleme treten z. B. auf


	
− 
bei der Diagnose des Ist-Zustandes und Prognose der künftigen Wirtschaftsentwicklung,

	
− 
bei der Ursachenanalyse,

	
− 
bei der Analyse von Haupt-, Neben- und Folgewirkungen des Einsatzes wirtschaftspolitischer Instrumente,

	
− 
bei der konkreten Gestaltung und Dosierung des Instrumenteneinsatzes,

	
− 
bei Widerständen im politischen Prozess, welche erforderliche Maßnahmen verhindern oder zu nicht sachgerechten Kompromissen führen können.



Ein zentrales Problem der Wirtschaftspolitik besteht darin, dass beteiligte Akteure im Regelfall nicht nur das allgemeine Interesse, sondern (primär) das eigene (Gruppen-)Interesse im Blick haben. Diesbezüglich können systematische Unterschiede bestehen. Gut organisierte Interessen setzen oft Maßnahmen im eigenen Interesse zu Lasten der Allgemeinheit durch.

Somit besteht die Gefahr, dass auch eine rationale Wirtschaftspolitik, die eigentlich Defizite der Marktsteuerung mindern soll, ihrerseits zur Ursache neuer Probleme wird. Dem beobachteten Marktversagen steht dann ein Politikversagen gegenüber. Bei der Entscheidung, ob bzw. inwieweit wirtschaftspolitische Eingriffe erfolgen sollten, ist also zwischen dem akzeptablen Niveau von Marktversagen und Politikversagen abzuwägen.

Die nachfolgenden Kapitel zu einzelnen Handlungsfeldern der Wirtschaftspolitik folgen vor diesem Hintergrund häufig dem folgenden strukturellen Aufbau:


	
− 
Problemstellung, Rechtfertigung, Ziele

	
− 
Träger und Instrumente

	
− 
Probleme und Grenzen bzw. Alternativen




1.4 Ökonomische Theorie der Politik

Die ökonomische Theorie der (Wirtschafts-)Politik will erklären, wie wirtschaftspolitische Entscheidungen tatsächlich zustande kommen und mit welchen Motiven und Zielen die beteiligten Akteure handeln. Bei der Analyse wird unterstellt, dass in Gruppen wie z. B. Parteien, Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaften oder Verbraucherverbänden einzelne Individuen handeln und dabei durchaus auch eigene Interessen verfolgen (methodologischer Individualismus). Somit ist zu untersuchen, wie Ziele formuliert, Entscheidungen getroffen und Kontrollen ausgeübt werden, wenn nicht das Wohl der Gruppe sondern individuelle Interessen im Vordergrund stehen. Diese Analyse lässt sich auf unterschiedliche Bereiche und Interessengruppen anwenden. Dazu nun einige Beispiele.


	
− 
Bürokraten bevorzugen – der polit-ökonomischen Analyse zufolge – Maßnahmen, die ihre eigene Bedeutung (Einkommen, Einfluss, Budget) erhöhen. Sie präferieren eine intensive Regulierung und eine Ausdehnung des öffentlichen Sektors, welche über das sachlich Gebotene hinausgeht. Vorgegebene Verwaltungsaufgaben werden daher nicht immer mit minimalem Mitteleinsatz realisiert. Stattdessen wird ein großes Budget angestrebt und ggfs. ausgeschöpft, selbst wenn die Aufgabe mit geringerem Mitteleinsatz erfüllt werden könnte.

	
− 
Auch Politiker verfolgen primär den eigenen Vorteil, z. B. die Wiederwahl. Wahlentscheidend sind oft Maßnahmen, die wichtigen Wählergruppen zu Gute kommen, kurzfristig eintreten und gut wahrnehmbar sind. Daher bestehen Anreize zu einer „spektakulären Politik des Einzelfalls“, deren langfristige Nebenwirkungen erst später erkannt und daher unberücksichtigt bleiben. Dadurch erhöht sich die Zahl von Ausnahmeregelungen zugunsten gut organisierter Sonderinteressen, deren Korrektur schwer durchzusetzen ist. Zudem hat die Regierung einen Anreiz, kurz vor Wahlen eine expansive (die Beschäftigung steigernde) Politik zu betreiben, deren Inflations- und Verschuldungseffekte erst nach der (Wieder-)wahl bemerkt werden. Erst dann erfolgt eine Wirtschaftspolitik, die auch längerfristige Aspekte berücksichtigt (z. B. Haushaltskonsolidierung). Die Theorie prognostiziert somit einen politischen Konjunkturzyklus, der den Rhythmus politischer Wahlen widerspiegelt.

	
− 
Wähler verzichten häufig darauf, sich vor Wahlen über die Wahlprogramme und deren Wirkungen zu informieren, weil die Kosten der Informationssammlung höher sind als die Chance, durch die eigene Wahlentscheidung das Wahlergebnis zu beeinflussen. Es ist insofern also individuell gesehen rational, mit begrenzter Information oder sogar gar nicht zur Wahl zu gehen. Wähler entscheiden also häufig auf der Basis rational begrenzter Information.



Auch Interessengruppen sind von großer Bedeutung für politische Entscheidungen. Nach der von Olson (1965 und 1982) entwickelten Logik des kollektiven Handelns bilden sich viele gesellschaftliche Gruppen, deren Mitglieder ein gemeinsames Interesse haben. Für Anbieter besteht ein gemeinsames Interesse regelmäßig darin, den Zutritt weiterer Anbieter zu erschweren. In diesem Sinne profitieren z. B. Handwerker vom Schutz durch die Handwerksordnung. Andere Gruppen streben Vorteile für ihre Mitglieder z. B. durch – oft wettbewerbsverzerrende – Subventionen an. Ein derartiges Streben nach Sondervorteilen („Rent-seeking“) ist aus Sicht der Gruppenmitglieder rational, obwohl die volkswirtschaftlichen Folgen oft bedenklich sind.

Die Bildung von Interessengruppen erfolgt – Olson zufolge – nach bestimmten, zum Teil vorhersehbaren Mustern. Sie erfolgt z. B. langsam, denn „Kümmern“ um das Gruppeninteresse ist ein „öffentliches“ Gut. Jedes Gruppenmitglied neigt dazu zu warten, bis sich jemand für die gemeinsame Sache einsetzt. Die anderen können dann als „Trittbrettfahrer“ (d. h. ohne Eigenbeitrag) von dieser Aktivität profitieren. Kleine Gruppen mit weitgehend homogenen Interessen organisieren sich jedoch schneller als andere. In kleinen Gruppen funktioniert die gruppeninterne Kontrolle besser, die Gefahr des Trittbrettfahrerverhaltens ist geringer. Der Anteil am gemeinsam erreichten Vorteil ist in kleinen Gruppen für das einzelne Mitglied relativ groß. In Gruppen mit homogenen Interessen sind gruppeninterne Abstimmungsprozesse einfacher als in Gruppen mit heterogenen Interessen. Beispielweise sind meist die Interessen der Produzenten leichter organisierbar als die der Konsumenten. Diese „asymmetrische“ Bildung von Interessengruppen beeinflusst die Ergebnisse der Wirtschaftspolitik. Gut organisierbare Sonderinteressen setzen sich eher durch. Einmal gegründete Organisationen hören umgekehrt oft nicht auf zu existieren, wenn ihr ursprünglicher Zweck entfällt. So übernahmen Kutschervertretungen später die Vertretung von LKW-Fahrern. Eine Gruppenstabilisierung ist besonders zu erwarten, wenn die Interessenvertretung „hauptamtlich“ von Personen erfolgt, deren Stellung unmittelbar von der Existenz der Gruppe abhängt. Insgesamt nimmt somit die Zahl der Interessengruppen in stabilen Gesellschaften stetig zu.

Gemäß Olsons Logik beeinträchtigt die Zunahme von Interessengruppen die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung und erschwert wirtschaftspolitische Entscheidungsprozesse, da Gruppen- und Gesamtinteresse voneinander abweichen.


	
– 
Interessengruppen erschweren politische Entscheidungen durch Umverteilungsbemühungen. Diese Aktivitäten binden Ressourcen, die anderswo fehlen. Die Produktionsstruktur wird zudem systematisch verzerrt. Es werden zu viele Produkte erzeugt, deren Produktion im Interesse erfolgreicher Interessengruppen ist (z. B. Kohle), und zu wenig andere Produkte. Im Ergebnis sinken Effizienz und Gesamteinkommen der Gesellschaft.

	
– 
Wegen der Konzentration auf die Verteidigung errungener selektiver Vorteile verringern Interessengruppen die Fähigkeit der Gesellschaft zur Anpassung an den Strukturwandel oder zur Adoption neuer Technologien (dynamische Ineffizienz). Gewerkschaften tendieren z. B. dazu, die Übernahme arbeitssparender Technologien zu bremsen.

	
– 
Die Zunahme von Interessengruppen erhöht die Komplexität der Regulierungen und die Bedeutung des regulierenden Staates. Die Bedeutung von Ausnahmen und „Schlupflöchern“ nimmt zu. Die Richtung der „sozialen Evolution“ ändert sich. Juristen oder Steuerberater profitieren z. B. von komplexen Steuergesetzen und wehren sich gegen eine – insgesamt eigentlich gebotene – Vereinfachung von Regulierungen.

	
– 
Vorherrschend werden Ziele verfolgt, für die sich Interessenvertreter finden. Langfristige Ziele und Ziele, die nicht einer klar definierten Gruppe nützen (z. B. das Ziel einer umweltverträglichen, nachhaltigen Wirtschaftsweise), werden eher nicht verfolgt.



Insgesamt weist die ökonomische Theorie der Politik darauf hin, dass bei wirtschaftspolitischen Entscheidungen die Gefahr besteht, dass nicht die langfristigen Interessen des Allgemeinwohls sondern kurzfristige Partialinteressen im Vordergrund stehen. Gerade langfristig drängende Probleme wie z. B. die Verbesserung der Umweltqualität werden dann vernachlässigt. Insofern ist es wichtig, dass die Einflussnahme von Interessenverbänden auf die wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger öffentlich kontrolliert wird. Zudem sollten die Gestaltungsmöglichkeiten der Wirtschaftspolitik nicht überschätzt und wirtschaftspolitische Maßnahmen vorsichtig dosiert werden. Generell ist abzuwägen, inwieweit wirtschaftspolitische Maßnahmen unbefriedigende Marktergebnisse korrigieren können. Im Einzelnen werden häufig folgende Empfehlungen gegeben:


	
− 
Die Wirtschaftspolitik sollte – über die Sicherung der Funktionsfähigkeit der Marktwirtschaft hinaus – nicht zu vieles im Detail regeln und nicht permanent agieren wollen. Ordnungspolitik ist weniger anfällig für time-lags und Dosierungsprobleme als Prozesspolitik und trägt (insofern) eher zu einer „Stetigkeit der Wirtschaftspolitik“ bei.

	
− 
Angesichts von Funktionsmängeln der Marktwirtschaft kann dennoch oft auf prozesspolitische Eingriffe nicht verzichtet werden. Dann sollte aber das Risiko von Fehlentscheidungen durch eine „Politik der kleinen Schritte“ (Karl Popper) gemindert werden. Dieser Überlegung folgend kann man bei kleinen Schritten auch nur kleine Fehler machen und die Entscheidung eventuell leichter revidieren.

	
− 
Regelungen sind – auch unter Inkaufnahme von Ungerechtigkeit im Einzelfall – so einfach und allgemein wie möglich auszugestalten. Dann gibt es nur wenige Ansatzpunkte, spezifische, der Allgemeinheit zuwiderlaufende Interessen durchzusetzen.

	
− 
Maßnahmen, durch die der Einfluss von Interessengruppen reduziert wird, erhöhen mittelfristig die wirtschaftspolitische Handlungsfähigkeit. So bewirkte z. B. die europäische Integration, dass nationale Interessengruppen vorübergehend ihre traditionellen Einflussmöglichkeiten verloren. Manchmal drängt auch die Förderung bzw. Realisierung von technischem Fortschritt den Einfluss von Interessengruppen zurück. So schafft das Internet in vielen Bereichen globalen Wettbewerb.

	
− 
Stets sind die von wirtschaftspolitischen Maßnahmen ausgehenden wirtschaftlichen Anreize zu bedenken. Bei einer Mehrwertsteuererhöhung ist beispielsweise unklar, inwieweit die Belastung von den Unternehmen auf die Nachfrager überwälzt, die preisliche Wettbewerbsfähigkeit gegenüber ausländischen Konkurrenten geschwächt und der Anreiz zur Schattenwirtschaft erhöht wird. Sowohl die fiskalischen als auch die wachstumspolitischen Folgen sind unklar.




1.5 Aufgaben


	
1. 
Auf welchen Ebenen beschäftigt sich die Wirtschaftswissenschaft mit dem Thema Wirtschaftspolitik?

	
2. 
Inwiefern sind wirtschaftspolitische Eingriffe in einer Marktwirtschaft zu rechtfertigen?

	
3. 
Nennen und erläutern Sie (mit Hilfe eines jeweils geeigneten Beispiels) drei Argumente, die einen wirtschaftspolitischen Eingriff rechtfertigen können.

	
4. 
Was verstehen Sie unter „rationaler Wirtschaftspolitik“? Erläutern Sie, welche Phasen der Entscheidungsfindung im Rahmen einer rationalen Wirtschaftspolitik zu durchlaufen sind und deuten Sie Probleme an, die jeweils auftreten können.

	
5. 
Erläutern Sie Untersuchungsansatz und wichtige Ergebnisse der ökonomischen Theorie der Politik und der Logik des kollektiven Handelns.

	
6. 
Warum weicht die tatsächliche Wirtschaftspolitik systematisch von einer „rationalen“, auf das Wohl der Allgemeinheit bezogenen Politik ab?

	
7. 
Welche Empfehlungen bzw. Schlussfolgerungen lassen sich in Bezug auf die Wirtschaftspolitik formulieren?






2 Finanzpolitik


In diesem Kapitel erörtern Sie,


	
− 
wie die Bedeutung der Staatstätigkeit anhand von Kennziffern wie Staatsquote, Steuerquote und Finanzierungsquote veranschaulicht wird,

	
− 
wie Aufgaben, Ausgaben und Einnahmen des Staates zusammenhängen,

	
− 
dass der Umfang der Staatstätigkeit auf politische Entscheidungen zurückgeht,

	
− 
welches die wichtigsten Ziele und Instrumente der Finanzpolitik sind

	
− 
wie verschiedene Steuerarten auf den Wirtschaftsprozess und die Einkommensverteilung wirken und welche Grundsätze bei der Gestaltung des Steuersystems beachtet werden sollten,

	
− 
die Grundzüge des Finanzausgleichs in der Bundesrepublik Deutschland,

	
− 
die Wirkungen sowie die rechtlichen und ökonomischen Grenzen der Staatsverschuldung und wesentliche Probleme der Finanzpolitik.





2.1 Einführung

In einer gemischten Wirtschaftsordnung mit prinzipiell marktwirtschaftlicher Steuerung übernimmt der Staat viele Aufgaben, die mit Ausgaben und Einnahmen des Staates verbunden sind. Die Wirkungen dieser staatlichen Einnahmen und Ausgaben und die Möglichkeiten, im Zuge der Ausgaben und Einnahmen bestimmte Wirkungen zu erzielen bzw. Ziele zu erreichen, werden in der Finanzwissenschaft untersucht. Die Finanzpolitik umfasst alle Maßnahmen zur Gestaltung der öffentlichen Haushalte in Hinblick auf bestimmte Ziele. Im Einzelnen werden die Ausgaben und Einnahmen sowie die öffentliche Verschuldung betrachtet. Im weiteren Sinne umfassen die öffentlichen Haushalte auch die Sozialversicherungen (gesetzliche Renten-, Kranken-, Unfall-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung). Im Folgenden stehen jedoch zunächst die öffentlichen Haushalte im engeren Sinn – also die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden – im Blickpunkt.

Der Umfang der staatlichen Finanzwirtschaft lässt sich zum einen anhand der absoluten Höhe der Ausgaben und Einnahmen beschreiben. Oft wird auch die Relation der Ausgaben und Einnahmen zur gesamten Produktionstätigkeit in einer Volkswirtschaft ausgewiesen. Die Relation der Gesamtausgaben des Staates zum nominalen Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen wird als Staatsquote bezeichnet. Spezielle Staatsquoten beziehen nur bestimmte Ausgabearten ein. So verdeutlicht z. B. der Anteil der Realausgaben (Staatsverbrauch und Bruttoinvestitionen) am Bruttoinlandsprodukt, in welchem Ausmaß der Staat auf die Güterproduktion zugreift. Der Anteil der Steuereinnahmen des Staates am Bruttoinlandsprodukt ist die Steuerquote. Die Steuerquote umfasst aber nicht die gesamte Abgabenbelastung der Bürger, da neben den Steuern auch Sozialabgaben zu zahlen sind. Die Relation der Steuern einschließlich Sozialabgaben zum Bruttoinlandsprodukt wird als Abgabenquote bezeichnet. Die Finanzierungsquote ist als Relation des Finanzierungssaldos des Staates zum Bruttoinlandsprodukt definiert.

Die längerfristige Entwicklung dieser Quoten in der Bundesrepublik ist in Abbildung 2.1 dargestellt. Nachdem die Ausgaben- und Abgabenquote in den sechziger und siebziger Jahren deutlich angestiegen war, wurde in den achtziger Jahren versucht, den Staatsanteil am Bruttoinlandsprodukt zurückzuführen. Dieser Prozess konnte nach der Wiedervereinigung Deutschlands zunächst nicht fortgesetzt werden, wurde aber wegen der Forderung nach einer Haushaltskonsolidierung im Zusammenhang mit der Einführung der gemeinsamen Währung in Europa wieder vorangetrieben. Am Ende der neunziger Jahre entsprach die Größenordnung der Quoten in etwa dem zu Beginn der neunziger Jahre erreichten Niveau.

Abb. 2.1: Staats-, Abgaben- und Finanzierungsquote in der Bundesrepublik Deutschland, jeweils in % des Bruttoinlandsprodukts (Quelle: Bundesministerium der Finanzen, online verfügbar unter: https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/05/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html, Abfrage 14. 9. 2017).

Es gibt keine Begründung für eine „richtige“ Höhe staatlicher Quoten. Letztlich ist die Entscheidung darüber, in welchem Umfang der Staat in den Wirtschaftsprozess eingreift, eine politische Entscheidung. Anhaltspunkte für diese Entscheidung ergeben sich aber aus den kurz- und langfristigen Wirkungen staatlicher Ausgaben, Einnahmen und der Verschuldung auf den Wirtschaftsprozess. Normalerweise steigt die Staatsquote in Rezessionsphasen, weil sich dann selbst bei konstanten Staatsausgaben die Produktion und die Ausgaben des Staates gegenläufig entwickeln; in Aufschwungphasen kann die Staatsquote wegen der zunehmenden Produktion zurückgehen.

Anhaltspunkte für die Beurteilung der Höhe der staatlichen Ausgaben und Einnahmen ergeben sich aus internationalen Vergleichen. Öffentliche Güter werden von der Bevölkerung und von Unternehmen genutzt und verbessern die Attraktivität eines Landes; die Steuerbelastung kann aber zum Standortnachteil werden. Es ist allerdings schwierig, die tatsächliche Steuerbelastung international zu vergleichen, da die tatsächlichen Belastungen neben den Steuersätzen einzelner Steuerarten – wie z. B. der Einkommen- und Körperschaftssteuer − auch von den Definitionen der Bemessungsgrundlagen abhängen. Dieses Problem wird später noch einmal angesprochen.

Im Folgenden werden zunächst die Ziele und die langfristige Entwicklung der staatlichen Ausgaben und Einnahmen erläutert. Danach werden ausgewählte Instrumente der Finanzpolitik dargestellt. Dabei stehen die langfristigen Wirkungen des Umfangs und der Struktur der Ausgaben und Einnahmen, der Finanzausgleich und die Staatsverschuldung im Mittelpunkt der Darstellung. Kurz- und mittelfristige Wirkungen der staatlichen Haushalte auf den Konjunkturverlauf werden ausführlicher im Abschnitt Stabilisierungspolitik (vgl. Abschn. 4) behandelt.


2.2 Ziele der Finanzpolitik

Mit staatlichen Einnahmen und Ausgaben sollen wirtschaftspolitische Ziele erreicht werden, die in fiskalische und nicht-fiskalische Ziele unterteilt werden können. Das fiskalische Ziel besteht darin, ausreichend hohe Einnahmen zu erzielen, um die staatlichen Aufgaben erfüllen zu können. Staatliche Aufgaben sind zwar nicht immer, aber häufig mit Ausgaben verbunden, die in ausreichender Höhe und entsprechend dem Ausgabenbedarf flexibel gestaltbar verfügbar sein sollten. Musgrave unterscheidet darüber hinaus die drei nicht-fiskalischen Ziele Allokation, Distribution und Stabilisierung. Heute wird zusätzlich erwartet, dass der Staat seine Haushalte nachhaltig gestaltet, d. h. dass die öffentlichen Haushalte ökonomisch dauerhaft tragfähig sind, dass ökologische Belange beachtet werden und dass die intra- und intergenerativen Wirkungen sozial ausgewogen sind.

 
Im Rahmen des Allokationsziels beeinflusst der Staat die Zusammensetzung des Güterangebots und der Nachfrage in den Fällen, in denen der Marktmechanismus versagt oder zu unerwünschten Ergebnissen führt. Im Einzelnen werden vier Fälle unterschieden:


	
− 
Angebot von spezifisch öffentlichen Gütern aufgrund von (echtem) Marktversagen

	
− 
Angebot von meritorischen Gütern aus außerökonomischen, häufig sozialpolitischen Überlegungen

	
− 
Beeinflussung des Güterangebots zur Korrektur externer Effekte

	
− 
Angebot von Gütern im Fall von Leitungsmonopolen.



Der Staat erstellt öffentliche Güter, deren Angebot im allgemeinen Interesse liegt, aber über den Markt nicht oder nicht in ausreichendem Umfang zustande kommt. Private Anbieter sind nicht bereit diese Güter anzubieten, weil von ihrer Inanspruchnahme kein Konsument ausgeschlossen werden kann – auch dann nicht, wenn er nicht bereit ist, einen Preis zu zahlen (Ausschlussprinzip nicht anwendbar). Zudem können diese Güter von vielen Personen gleichzeitig genutzt werden, ohne dass der individuelle Nutzen sinkt (Nicht-Rivalität im Konsum). Diese beiden Kriterien führen zu (echtem) Marktversagen, sind aber selten erfüllt. Es ist also nicht möglich, diese Güter gewinnbringend am Markt anzubieten. Im Gegensatz dazu liegt bei meritorischen Gütern kein derartiges Marktversagen vor. Ein Ausschluss ist prinzipiell möglich, bei privater Bereitstellung wäre aber das Angebot – gemessen an den gesellschaftlichen Bedürfnissen – zu gering (Unterversorgung). Im Zusammenhang mit dem Konsum dieser Güter entsteht ein gesellschaftlicher Zusatznutzen (z. B. im Bildungswesen), für den private Wirtschaftssubjekte individuell keinen Preis zahlen würden. Insofern spiegelt sich in der Zahlungsbereitschaft der privaten Nachfrager dieser Zusatznutzen nicht wider.

Ein weiterer Grund für Eingriffe des Staates in das privat erstellte Güterangebot können externe Effekte sein. In diesem Fall beeinflusst der Konsum oder die Produktion eines Gutes andere Konsumenten oder Produzenten positiv oder negativ, ohne dass diese Wirkungen auf unbeteiligte Dritte sich im Marktpreis widerspiegeln. Z. B. bilden sich am Markt Güterpreise, die den Ressourcenverbrauch nicht vollständig erfassen. In diesen Fällen strebt der Staat eine Korrektur des marktbestimmten Güterangebots bzw. der Angebots- und Nachfragestruktur an.

Als weiteres Argument für ein öffentliches Angebot werden so genannte Leitungsmonopole angeführt. Die private Erstellung wichtiger Leitungsnetze gilt als unwahrscheinlich, weil ein privater Anbieter nicht die Nachfragemenge erreichen würde, die zur Auslastung der Leitungskapazitäten erforderlich wäre. Zudem wäre die gleichzeitige Bereitstellung paralleler Leitungsnetze durch verschiedene Anbieter volkswirtschaftlich gesehen eine Verschwendung. Daher wird in vielen Fällen ein staatlich geschütztes Monopol befürwortet. Um trotzdem Wettbewerb zu ermöglichen, unterliegen wichtige leitungsgebundene Angebote (Energie-, Telekommunikations-, Post- und Eisenbahnmärkte) der Regulierung durch die Bundesnetzagentur, die einen ungehinderten Zugang zu den Leitungsnetzen und ausreichende Investitionen in die Netze ermöglichen soll. Auch Maßnahmen der regionalen und sektoralen Strukturpolitik verändern die Zusammensetzung des Güterangebots am Markt (vgl. Abschn. 6.2). Die daraus resultierenden Wirkungen werden in Abschnitt 3.3 erörtert.

Darüber hinaus versucht der Staat Produktions- und Konsumstrukturen zu beeinflussen, wenn er z. B. bestimmte Güter steuerlich be- oder entlastet. Dies geschieht z. B. durch Lenkungssteuern wie Tabak, Alkohol- oder Energiesteuern. Die langfristige Entwicklung des Güterangebots steht im Blickpunkt, wenn versucht wird, staatliche Einnahmen und Ausgaben wachstumsfreundlich zu gestalten.

Distributive Maßnahmen des Staates verändern die Einkommensverteilung, die sich am Markt ergibt. Wird die am Markt entstandene Primärverteilung nicht als gerecht angesehen, versucht der Staat in vielen Fällen, die marktbestimmte Einkommensverteilung aus sozialen Gründen zu verändern (Sekundärverteilung). Es lassen sich vier Bereiche staatlicher Umverteilungstätigkeit unterscheiden (vgl. auch Kap. 7):


	
− 
Umverteilung im engeren Sinn: Korrektur der Markteinkommen aus sozialen Motiven, z. B. durch eine progressive Einkommensteuer oder Erbschaftssteuer sowie durch Transferzahlungen an einzelne private Haushalte, wie z. B. Kindergeld

	
− 
Maßnahmen zur Sicherung der Chancengleichheit: Angleichung der individuellen Bedingungen für die individuelle Entfaltung, Korrektur der Chancen, am Markt ein Einkommen zu erzielen (z. B. durch Bildungssysteme, Bafög)
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